
1 
 

RA-Klausur 085 – ZR II 

Lösungsskizze 

 

A. Mandantenbegehren 

- Mandant = Bekl. möchte Auskunft, ob und wie er sich gg. die Klage verteidigen kann 

- Bekl. möchte wissen, ob im Falle einer möglichen Verurteilung ggf. Ansprüche seines Bruders 

(Vater des Kl.) gg. den Kl. bestehen  

 

B. Gutachten 

I. Prozessuales Gutachten unter Berücksichtigung der Prozesssituation des Bekl. 

1. prozessuale Situation: Versäumnisurteil (VU) des LG Mühlhausen vom 22.11.2019, 

das dem Bekl. am 25.11.2019 durch Einwurf in den Briefkasten zu seiner Wohnung zugestellt 

wurde (§ 180 ZPO)  

2. VU rechtmäßig ergangen (+), insb. Zustellung der Klage und des VU gem. § 180 ZPO 

wirksam, weil ein vorübergehender Krankenhausaufenthalt von 3 Wochen idR nicht dazu führt, 

dass die Wohnung keine „Wohnung“ i.S.d. §§ 178, 180 ZPO mehr ist  

3. Rechtsbehelfe 

a. Einspruch gem. § 338 ZPO 

aa. Einspruchsfrist gem. § 339 Abs. 1 ZPO: 2 Wochen ab Zustellung des VU, Einspruch 

hier noch bis zum Ablauf des 09.12.2019 möglich 

bb. Einspruchsschrift mit Form des § 340 ZPO, insb. § 340 Abs. 3 ZPO (alle Angriffs- und 

Verteidigungsmittel) 

b. Einspruch verbinden mit Antrag auf Einstellung der Zwangsvollstreckung gem. §§ 707, 

719 Abs. 1 Satz 2 ZPO ohne Sicherheitsleistung, wenn Bekl. glaubhaft machen kann (§ 294 

ZPO), dass die Säumnis unverschuldet war – wichtig wegen § 895 Satz 1 ZPO  

aa. unverschuldete Säumnis des Bekl. (+): Eine Erkrankung, aufgrund derer eine Partei 

von einer Fristsetzung nicht Kenntnis erlangte, lässt die Säumnis als unverschuldet 

erscheinen. IdR muss eine Partei für ihre Posteingänge während des 

Krankenhausaufenthaltes keine besonderen Regelungen treffen, es sei denn, es ist absehbar, 

dass in dieser Zeit fristauslösende Schriftsätze eingehen könnten.  

bb. Glaubhaftmachung durch Vorlage der Liegebescheinigung des Klinikums vom 

26.11.2019 

c. evtl. Wiedereinsetzung in den vorigen Stand § 233 ZPO (in die Frist zur Abgabe der 

Verteidigungsanzeige) 

 

II. Erfolgsaussichten der Verteidigung gegen die Klage 

Die beabsichtigte Rechtsverteidigung hat Aussicht auf Erfolg, wenn die Klage unzulässig 

und/oder unbegründet ist. 

1. Zulässigkeit der Klage (kurz) 
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a. sachliche und örtliche Zuständigkeit des LG Mühlhausen: §§ 71 Abs. 1, 23 Nr. 1 GVG; 

§§ 12, 13 ZPO, kein § 26 ZPO bei Klage auf Auflassung (OLG Hamm BeckRS 2014, 20468) 

b. i.Ü. keine Zulässigkeitsbedenken 

2. Begründetheit der Klage – materiell-rechtliches Gutachten 

Die Klage ist begründet, wenn der Kl. gegen den Bekl. einen fälligen und einredefreien 

Anspruch auf Übereignung der streitgegenständlichen Grundstücke hat. 

a. Anspruch aus § 4 Abs. 3 des notariellen Vertrags vom 04.10.2016 

Kl. ist nicht Partei des notariellen Vertrags. Jedoch könnte sich ein eigenes Forderungsrecht 

des Kl. aus § 328 Abs. 1 BGB ergeben, wenn ein sog. „echter“ Vertrag zugunsten Dritter 

vorliegt (Schuldübernahme). Hätte der Bekl. hingegen lediglich die Erfüllung einer Schuld 

seines Bruders übernommen, ohne selbst die Schuld zu übernehmen (sog. „unechter“ Vertrag 

zugunsten Dritter, Erfüllungsübernahme), so wäre im Zweifel nicht anzunehmen, dass der Kl. 

direkt vom Bekl. Erfüllung verlangen könnte, § 329 BGB.  

Ob eine Schuldübernahme (§ 328 BGB) oder eine Erfüllungsübernahme (§ 329 BGB) vorliegt, 

ist durch Auslegung aus den Umständen, insbesondere aus dem Zweck des Vertrags, zu 

ermitteln, § 328 Abs. 2 BGB. 

aa. Wortlautauslegung: 

Verpflichtung des Bekl., die Grundstücke an den Kl. bei Eintritt der entsprechenden 

Bedingungen zu übertragen. Aus dem Wortlaut ergibt sich jedoch nicht, ob der Kl. einen eigen-

ständigen Anspruch erwerben soll oder ob nur der Bruder des Bekl. die Eigentumsübertragung 

an den Kl. verlangen können soll. 

bb. Systematische Auslegung:  

Unentgeltliche Übertragung des Eigentums an den Bekl. (§§ 1, 2) verbunden mit der 

Übernahme der Verpflichtung, das Eigentum bei Eintritt der entsprechenden Bedingungen an 

den Kl. zu übertragen (§ 4 Abs. 3). Jedoch könnte man aus den §§ 1 bis 3 einen Hinweis dafür 

entnehmen, dass die notarielle Urkunde nur das Rechtsverhältnis zwischen dem Bekl. und 

seinen Bruder regelt. 

cc. Zwischenergebnis: kein eindeutiges Ergebnis der Auslegung 

dd. Auslegungsregel gem. § 330 Satz 2 Alt. 1 BGB („ist im Zweifel anzunehmen“):  

Wenn im Deckungsverhältnis zwischen Versprechendem und Versprechensempfänger eine 

unentgeltliche Zuwendung vorliegt, so ist im Zweifel anzunehmen, dass der Dritte [hier: der 

Kl.] unmittelbar das Recht erwerben soll, die Leistung zu fordern. 

aaa. Unentgeltliche Zuwendung im Deckungsverhältnis (Vater des Kl. – Bekl.): (+), 

Schenkung unter Auflage (§ 525 Abs. 1 BGB), Schenkung und kein Treuhandverhältnis, weil 

Bekl. gezogene Nutzungen endgültig behalten darf  

bbb. Auslegung der Vereinbarung bringt kein eindeutiges Ergebnis, s.o. 

ee. weiteres Zwischenergebnis:  

Dem Kl. steht als Drittbegünstigem einer unentgeltlichen Zuwendung ein eigenes 

Forderungsrecht gegen den Bekl. zu. 

b. Auswirkungen des Widerrufs der Schenkung durch den Vater des Kl., § 334 BGB  
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Wenn die Rechte des Dritten [hier: Kl.] ausschließlich auf einem Vertrag zwischen dem 

Versprechenden und dem Versprechensempfänger beruhen (Deckungsverhältnis), soll der 

Versprechende (Schuldner) nicht deshalb schlechter gestellt werden, weil er statt an den 

Versprechensempfänger an einen Dritten leisten soll. Deshalb stehen nach § 334 BGB dem 

Schuldner (=Versprechenden) alle Einwendungen „aus dem Vertrag“ auch gegenüber dem 

Dritten zu. 

Aber: Einwendungen „aus dem Vertrag“ meint grundsätzlich die Einwendungen aus dem 

Deckungsverhältnis. Nur, wenn das Valutaverhältnis Geschäftsgrundlage für das 

Deckungsverhältnis ist, kann seine Unwirksamkeit ausnahmsweise einen gem. § 334 BGB 

erheblichen Einwand begründen (Grüneberg-Grüneberg, BGB, 83. Aufl., § 334 Rn. 4). 

aa. Unwirksamkeit des Schenkungsvertrags zwischen Kl. und seinem Vater 

(Valutaverhältnis)? 

aaa. Zustandekommen eines Schenkungsvertrags zwischen dem Kl. und seinem Vater 

gem. § 518 BGB 

(1) erforderlich sind Angebot und Annahme der Schenkung, hier mit dem Formerfordernis 

§§ 518 Abs. 1 Satz 1, 311b Abs. 1 Satz 1 BGB: notarielle Form 

(a) Angebot / Schenkungsversprechen des Vaters ggü. dem Kl. i.S.v. § 518 BGB in der 

notariellen Urkunde vom 04.10.2016 (implizit aus den Regelungen der §§ 4 und 5 folgend, 

wonach die Weiterübertragung der Grundstücke an den Kl., die der Bekl. vornehmen soll, 

letztlich das Ziel der Regelung ist), dafür spricht auch der Umstand, dass der Vater dem Kl. 

eine Abschrift des Vertrages unmittelbar weitergereicht hat 

(b) Annahme durch den Kl., § 151 BGB (+), die gem. §§ 311b Abs. 1 Satz 1 BGB ebenfalls 

der notariellen Form bedurfte, liegt in der Erklärung vom 05.10.2016 vor 

(c) die gleichzeitige Anwesenheit beider Parteien vor dem Notar war nicht erforderlich, §§ 

152, 128 BGB 

bbb. wirksamer Schenkungswiderruf, §§ 530 Abs. 1, 531 Abs. 1 BGB: 

Nach § 530 Abs. 1 BGB kann eine Schenkung widerrufen werden, wenn sich der Beschenkte 

durch eine schwere Verfehlung gegen den Schenker oder einen nahen Angehörigen des 

Schenkers groben Undanks schuldig macht. Nach § 531 Abs. 1 BGB erfolgt der Widerruf durch 

Erklärung gegenüber dem Beschenkten. 

Die Verfehlung i.S.v. § 530 Abs. 1 BGB muss objektiv von gewisser Schwere und subjektiv 

Ausdruck einer Gesinnung sein, die in erheblichem Maße die vom Schenker erwartete 

Dankbarkeit vermissen lässt. Dies ist aufgrund einer Gesamtwürdigung aller Umstände des 

Einzelfalls festzustellen (Grüneberg-Weidenkaff, BGB, 83. Aufl., § 530 Rn. 5).  

(1) Grund für einen Widerruf der Schenkung § 530 Abs. 1 BGB 

(a) schlüssiger Bekl.vortrag möglich? 

Für groben Undank spricht vorliegend, dass der Kl. seinen Vater erheblich beleidigte („Spießer 

und Vollidiot“). Insb. letztere Bezeichnung ist erheblich ehrabschneidend und geht über das 

Maß hinaus, das bei einer streitigen Auseinandersetzung üblicherweise hinnehmbar ist. Mit 

der weiteren Äußerung „Drecksbauernhof“ hat der Kl. seine Verachtung für die Lebensführung 

und den Berufsweg seines Vaters zum Ausdruck gebracht. Die Äußerungen berühren den 

Kern des Schenkungszwecks, nämlich dem Kl. den Berufsstart als Landwirt zu ermöglichen. 

Hieraus lässt sich ableiten, dass der Kl. auch die subjektiv zu erwartende Dankbarkeit ggü. 

dem Vater vermissen lässt. 
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(b) Beweislast: Bekl. 

(c) Beweismittel: Brief des Vaters als Urkunde, Vater als Zeuge 

(d) Beweisprognose: unsicher, Gericht wird auch Kl. anhören (§ 141 ZPO); jedenfalls auch 

unsicher, ob das Gericht der rechtlichen Bewertung – Annahme groben Undanks – folgen wird 

(2) Erklärung des Widerrufs i.S.v. § 531 Abs. 1 BGB (+) mit Schreiben vom 23.07.2019 

und notariell beurkundeter Erklärung vom 22.07.2019, die als Urkunden vorzulegen sein 

werden, damit ist auch Form gem. § 311b Abs. 1 Satz 1 BGB genügt (Grüneberg-Grüneberg, 

BGB, § 311b, Rn. 39-41) 

ccc. Zwischenergebnis: 

Ein wirksamer Widerruf der Schenkung im Valutaverhältnis dürfte vorliegen. 

bb. Schenkungsvertrag zwischen Kl. und seinem Vater als Geschäftsgrundlage für den 

Schenkungsvertrag zwischen dem Vater des Kl. und dem Bekl., § 313 Abs. 1 BGB: Ist das 

Bestehen des Valutaverhältnisses als übereinstimmend zugrunde gelegte 

Geschäftsgrundlage der Parteien des Deckungsverhältnisses anzusehen? 

Das Bestehen des Valutaverhältnisses müsste als gemeinsamer Geschäftswille bzw. als 

gemeinsame Geschäftserwartung der Parteien des Deckungsverhältnisses anzunehmen sein 

(Grüneberg-Grüneberg, BGB, 83. Aufl., § 313 Rn. 3ff.). 

Voraussetzung ist, dass bestimmte Vorstellungen der Parteien zur Geschäftsgrundlage in den 

Geschäftswillen der Parteien aufgenommen werden und nicht bloß einseitige Erwartungen 

einer Partei darstellen (BGH NJW 2012, 2728 Rn. 20) 

aaa. Die Geschäftsgrundlage der Schenkung im Deckungsverhältnis ergibt sich aus dem 

Zweck der Schenkung unter Auflagen: Der Grundbesitz sollte für den Berufsstart des Kl. als 

Landwirt vorbehalten und vorbereitet werden. 

Insoweit schlüssiger Bekl.vortrag möglich, Beweismittel: Vater des Klägers, Ehefrau des 

Vaters des Klägers als Zeugen, Beweisprognose gut.  

bbb. Die maßgeblichen Umstände haben sich schwerwiegend geändert. Der Kl. hat seine 

Ausbildung aufgegeben und will den Grundbesitz nicht landwirtschaftlich nutzen, sondern 

verkaufen. Der Vater des Kl. hat die Schenkung widerrufen.  

Insoweit schlüssiger Bekl.vortrag möglich, ggf. unstr., sonst Beweisprognose gut. 

ccc. Bekl. und sein Bruder hätten die Schenkung unter Auflagen nicht vereinbart, wenn sie 

hätten absehen können, dass der Bruder des Kl. seine Schenkung an den Kl. widerrufen würde 

Schlüssiger Bekl.vortrag möglich, Beweismittel: Bruder des Beklagten als Zeugen, 

Beweisprognose: gut 

ddd. Zwischenergebnis: Der Fortbestand einer wirksamen Schenkung im Valutaverhältnis 

ist Geschäftsgrundlage der Schenkung unter Auflagen im Deckungsverhältnis. 

cc. weiteres Zwischenergebnis: Der Bekl. kann dem Kl. über § 334 BGB die Einrede 

entgegenhalten, dass nach dem wirksamen Widerruf des Schenkungsvertrags im 

Valutaverhältnis die Geschäftsgrundlage für die Schenkung unter Auflagen im 

Deckungsverhältnis weggefallen ist. 

c. Hilfsweise für den Fall, dass ein wirksamer Widerruf der Schenkung gem. § 530 BGB 

im Valutaverhältnis nicht zu beweisen sein sollte:  



5 
 

Rücktritt des Vaters des Kl. von der Schenkung im Valutaverhältnis gem. § 313 Abs. 3 Satz 1 

BGB, die im Deckungsverhältnis zum Wegfall der Geschäftsgrundlage führt, auf die sich der 

Bekl. im Verhältnis zum Kl. gem. § 334 BGB berufen kann.  

aa. Geschäftsgrundlage der Schenkung im Valutaverhältnis ist die gemeinsame Erwartung 

des Kl. und seines Vaters, dass der Kl. Landwirt werden würde. Zweck der Schenkungsabrede 

ist es, dem Kl. den Berufsstart als Landwirt zu erleichtern. 

Beidseitige Erwartung (Kl. und Vater des Kl.), dass Kl. Landwirt werden würde und die zu 

übereignenden Grundstücke zur Erleichterung des Berufsstarts dienen sollten. Nicht nur 

einseitige Erwartung, die für § 313 BGB nicht genügt (Grüneberg-Grüneberg, BGB, § 313 Rn. 

9). Zwecksetzung ist nicht Bestandteil der vertraglichen Vereinbarung zwischen Kl. und Vater 

des Kl. geworden (zu diesem Erfordernis: Grüneberg-Grüneberg, BGB, § 313 Rn. 10). 

Zweckverknüpfung selbst, nämlich die Widmung der Grundstücke zur Ermöglichung des 

Berufsstarts, ergibt sich nicht aus Schenkungsabrede, Zweckverknüpfung ist nicht Teil der 

vertraglichen Abrede. Denn die Bedingungen der Schenkung lt. Vertrag waren: Abschluss der 

Ausbildung oder Vollendung des 21. Lebensjahres 

bb. Die maßgeblichen Umstände haben sich schwerwiegend geändert. Der Kl. hat seine 

Ausbildung aufgegeben und will den Grundbesitz nicht landwirtschaftlich nutzen, sondern 

verkaufen. 

cc. Die Parteien hätten die Schenkung im Valutaverhältnis nicht abgeschlossen, wenn sie 

diese Veränderung vorausgesehen hätten. 

dd. Rechtsfolge: Grundsätzlich Anpassung, die hier aber nicht möglich ist. Deshalb gemäß 

§ 313 Abs. 3 Satz 1 BGB Rücktritt. 

Ausübung des Rücktrittsrechts durch den Vater des Kl. jedenfalls konkludent durch die 

notarielle Urkunde vom 22.07.2019 und den Brief vom 23.07.2019. 

Die Formvorschrift des § 311b Abs. 1 Satz 1 BGB (gilt auch für Aufhebungen eines 

formbedürftigen Vertrages) ist erfüllt. 

ee. Zwischenergebnis: Selbst wenn ein wirksamer Widerruf der Schenkung nicht zu 

beweisen sein sollte, hat der Vater des Kl. wirksam den Rücktritt vom Schenkungsvertrag im 

Valutaverhältnis erklärt. Damit entfällt die Geschäftsgrundlage für die Schenkung im 

Deckungsverhältnis. Diese Einrede kann der Bekl. gegenüber dem Kl. gem. § 334 BGB 

geltend machen. 

d. Zwischenergebnis: Die Klage ist nicht begründet. 

3. Ergebnis: Die beabsichtigte Rechtsverteidigung hat Aussicht auf Erfolg. 

 

III. Rückübereignungsanspruch des Vaters des Kl. gegen den Kl., falls der Bekl. die 

Grundstücke an den Kl. übereignen muss 

1. aus §§ 531 Abs. 2 BGB i.V.m. § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB?  

Ist die Schenkung widerrufen, so kann die Herausgabe des Geschenks nach den Vorschriften 

über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung gefordert werden (§ 531 Abs. 2 

BGB). 

a. wirksamer Schenkungswiderruf (+/-, je nachdem, ob grober Undank i.S.v. § 530 BGB 

zu bejahen) 
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b. § 531 Abs. 2 BGB ist Rechtsgrundverweisung, so dass es auf Vorauss. des § 812 Abs. 

1 Satz 1 Alt. 1 BGB ankommt 

aa. Problem: Erlangung von Besitz und Eigentum an den streitgegenständlichen 

Grundstücken durch Leistung des Vaters des Kl.? 

Leistung ist bewusste und zweckgerichtete Mehrung fremden Vermögens, wobei nach dem 

„normativen Leistungsbegriff“ auch wertende Gesichtspunkte zu berücksichtigen sind 

(Grüneberg-Sprau, BGB, § 812 Rn. 14). Maßgeblich ist die Zweckbestimmung der Zuwendung 

im Zeitpunkt der Zuwendung.  

Sollte der Bekl. zur Übereignung verurteilt werden, liegt sowohl aus Sicht des Kl. als auch aus 

Sicht des leistenden Bekl. der Zweck der Zuwendung in der Erfüllung der sich aus dem 

Urteilstenor ergebenden Verpflichtung. Der Bekl. würde aufgrund der Vereinbarung mit dem 

Vater des Kl. aus dem Juli 2019 nicht mehr seiner ursprünglichen Verpflichtung aus dem 

Deckungsverhältnis nachkommen. 

bb. keine Leistungskondiktion im Verhältnis Vater des Kl. zum Kl.; keine 

Nichtleistungskondiktion im Verhältnis Vater des Kl. zum Kl. (§ 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 BGB) 

aufgrund des Vorrangs der Leistungskondiktion (a.A. vertretbar) 

2. aus § 346 Abs. 1 BGB i.V.m. § 313 Abs. 3 Satz 1 BGB 

a. wirksamer Rücktritt des Vaters des Kl, vom Schenkungsvertrag im Valutaverhältnis (+), 

s.o. 

b. Rechtsfolge aus § 346 BGB: Rückgewähr der „empfangenen Leistungen“ 

Problem: Ist die Leistung des Bekl. an den Kl. (in Erfüllung des Anspruchs aus einem „echten“ 

Vertrag zugunsten Dritter, § 328 BGB) im Verhältnis zum Vater des Kl. die „empfangene 

Leistung“? 

Bei wertender Betrachtung ist die Übereignung des Grundbesitzes dem Vater des Kl. 

zuzurechnen (a.A. vertretbar). 

 

C. Zweckmäßigkeitserwägungen 

Einspruch mit Antrag gem. §§ 707, 719 Abs. 1 Satz 2 ZPO verbinden  

 

D. Praktischer Teil: Schriftsatzentwurf 

Es ist ein Einspruchsschriftsatz an das Gericht zu entwerfen, der den maßgeblichen 

Tatsachenvortrag, Beweisangebote und Prozesserklärungen beinhaltet. 

z.B. Anträge / Prozesserklärungen: 

… zeige ich an, dass sich der Beklagte gegen die Klage verteidigen wird 

und lege  

Einspruch gegen das Versäumnisurteil vom 22.11.2019 ein, verbunden mit dem 

Antrag, 

das Versäumnisurteil vom 22.11.2019 aufzuheben und die Klage abzuweisen. 

Weiter beantrage ich, 
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die Zwangsvollstreckung aus dem Versäumnisurteil vom 22.11.2019 vorläufig ohne 

Sicherheitsleistung einzustellen. 

Begründung: 

I. 

[Tatsachenvortrag mit zugehörigen Beweisangeboten] 

Es wird zu den näheren Umständen der Schenkung des Vaters des Klägers an den Kläger wie 

folgt vorgetragen: Beiden Vertragsparteien lag bei der Schenkung die beiderseitige Vorstellung 

zugrunde, dass der Kläger eine Ausbildung zum Landwirt absolvieren und die Grundstücke 

anschließend landwirtschaftlich nutzen wird. 

Beweis: Zeugnis Jürgen und Corinna Lehmann, An der Trift 1, 99707 Kyffhäuserland 

OT Bendeleben 

Dem notariellen Vertrag vom 04.10.2016 lag Folgendes zugrunde: Der Vater des Klägers 

schenkte dem Beklagten die Grundstücke nur deshalb, damit der Beklagte sie bewirtschafte, 

bis der Kläger als genug ist. Es handelt sich um landwirtschaftliche Grundstücke, die schon 

seit langer Zeit im Familienbesitz sind. Der Vater des Klägers wollte sie an den Kläger 

übergeben, sobald dieser 21 Jahre alt wird, damit der Kläger sich einen eigenen 

landwirtschaftlichen Betrieb aufbauen kann. So wurde es im September 2016 zwischen dem 

Vater des Klägers, dem Kläger und dem Beklagten besprochen. Zu der Zeit hatte der Kläger 

seine Ausbildung zum Landwirt bei der Agrargenossenschaft Kyffhäuserland angefangen. Der 

Kläger war seinerzeit „Feuer und Flamme“ für die Landwirtschaft und wollte in die Fußstapfen 

seines Vaters treten. Um den Berufsstart des Klägers nach Abschluss der Lehre 

sicherzustellen, vereinbarten der Vater des Klägers, der Kläger und der Beklagte, dass der 

Beklagte die Grundstücke in den nächsten Jahren bewirtschafte, sodass der Kläger sie dann 

direkt übernehmen kann. 

Beweis: Zeugnis Jürgen Lehmann, An der Trift 1, 99707 Kyffhäuserland OT 

Bendeleben 

Es kam ab 2018/2019 jedoch zu einem Zerwürfnis zwischen dem Kläger und seinem Vater. 

Der Kläger wandte sich von der Ausbildung und von der Landwirtschaft gänzlich ab, brach 

letztlich die Ausbildung ab 

Beweis: Zeugnis Mark Otte, Agrargenossenschaft Kyffhäuserland eG, Ackergasse 2, 

99707 Kyffhäuserland OT Bendeleben 

und zog nach Berlin um.  

Im Juli 2019 kam es zu einem Streit und dem endgültigen Zerwürfnis zwischen dem Kläger 

und seinem Vater. Der Kläger lebt inzwischen bei seiner Freundin in Berlin und will mit der 

Landwirtschaft und der Familie nichts mehr zu tun haben. Der Kläger erklärte gegenüber 

seinem Vater ausdrücklich, dass er die Grundstücke nicht bewirtschaften, sondern zu Geld 

machen will, sobald sie ihm gehören. In einem Gespräch kritisierte der Vater des Klägers 

dessen Lebensführung und der Kläger nannte daraufhin seinen Vater einen „Spießer und 

Vollidioten“, der noch nie von seinem „Drecks-Bauernhof“ runtergekommen sei. 

Beweis: Zeugnis Jürgen Lehmann, An der Trift 1, 99707 Kyffhäuserland OT 

Bendeleben 

Wenige Tage darauf ließ der Vater des Klägers am 22.07.2019 einen notariell beurkundeten 

Schenkungswiderruf erklären. Mit Schreiben vom 23.07.2019 erklärte der Vater des Klägers 

diesem gegenüber aufgrund der vorgenannten Beleidigungen den Widerruf der Schenkung. 
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Beweis: Vorlage der notariell beurkundeten Erklärung vom 22.07.2019 und des 

Schreibens vom 23.07.2019 

II. 

Rechtlich: 

Der Beklagte war ohne sein Verschulden gehindert, die Frist gem. § 276 Abs. 1 Satz 1 ZPO 

einzuhalten. … Glaubhaftmachung: … 

Die Zwangsvollstreckung ist einstweiligen ohne Sicherheitsleistung einzustellen, weil die 

Voraussetzungen gem. § 719 Abs. 1 Satz 2 ZPO vorliegen. …  

Die Klage ist nicht begründet. Dem Begehren des Klägers steht die Einrede gem. § 334 BGB 

entgegen. Das Valutaverhältnis (Vater des Kl. – Kl.) ist jedenfalls durch Rücktritt gem. § 313 

Abs. 3 Satz 1 BGB erloschen und der Bestand des Valutaverhältnisses war die 

Geschäftsgrundlage des Deckungsverhältnisses (Vater des Kl. – Bekl.) … s.o. 

  


